Deutsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/456 


Der Bundesminister der Verteidigung 


Bonn, den 16. März 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


ßetr. : Praktische Auswirkung des Systems der Rechtsbehelfe 
in bezug auf die Einberufung von Wehrpflichtigen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Bauer (Würzburg), 
Bals, Felder, Herold und Genossen 
- Drucksache V/235 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich nach Abschluß der Erhebun- 
gen wie folgt: 


ZuA. l.Hj. 1964 2. Hj. 1964 l.Hj. 1965 2.Hj,1965 

1. Widersprüche 
bei den 
Musterungs- 
kammern und 
Wehrbezirks- 
verwaltungen 

a) gegen 1139 1630 1593 2375 

Musterungs- (1.2.-31.7.) (1.8.-31.1.) (1.2.-31.7.) (1.8.-31.1.)*) 
bescheide 

durch Wehr- 
pflichtige 

b) gegen 572 449 369 436 

Bescheide der 

Prüfungs- 
ausschüsse für 
Kriegsdienst- 
verweigerer 
(KDV) durch 
Wehr- 
pflichtige 

c) durch Leiter 
der Kreis- 
wehrersatz- 
ämter 


*) Die Abweichungen in den gefragten Zeiträumen sind durch die Statistik 
bedingt. 
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aa) gegen 13 12 17 22 

Muste- (1.2.-31.7.) (1.8.-31.1.) (1.2.-31.7.) (1.8.-31.1.)*) 
rungs- 
bescheide 

bb) gegen 39 36 14 25 

Bescheide 
der Prü- 
fungsaus- 
schüsse 
für Kriegs- 
dienst- 
verwei- 
gerer 


d) gegen 4 2 5 4 

Bereit- (1.2.-31.7.) (1.8.-31.1.) (1.2.-31.7.) (L8.-31.1.)*) 

Stellungs- 
bescheide 


e) gegen Ein- 27 346 30 669 27 455 35 937 

berufungs- 
bescheide 


f) Rechtsbehelfe gegen unanfechtbar gewordene Einberu- 
fungs- und Bereitstellungsbescheide auf Grund behaupte- 
ter Rechtsverletzungen sind in den unter d) und e) auf- 
geführten Zahlen enthalten. Eine besondere Statistik wird 
hierüber nicht geführt. 


l.Hj.l964 2.Hj.l964 l.Hj.l965 2.Hj.l965 


II. Anfechtungs- 
klagen 

a) gegen 
Musterungs- 
bescheide 
durch Wehr- 
pflichtige 

b) gegen 
Bereit- 
stellungs- 
bescheide 

c) gegen Ein- 
berufungs- 
bescheide 

d) gegen 
Bescheide der 
Prüfungs- 
ausschüsse 


103 85 

(1.2.-31.7.) (1. 8.-31. 1.) 


759 863 

(1.2.-31.7.) (1. 8.-31. 1.) 

127 156 


100 117 

(1.2.-31.7.) (1.8.-31.1.)*) 


870 927 

(1.2.-31.7,) (1.8.-31.1.)*) 

134 83 


und 


*) Die Abweichungen in den gefragten Zeiträumen sind durch die Statistik 
bedingt. 
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Prüfungs- 
kammem 
für Kriegs- 
dienstver- 
weigerer 

e) durch Leiter 
der Wehr- 
bezirksver- 
waltungen 

aa) gegen 4 112 

Muste- 
rungs- 
bescheide 

bb) gegen 2 9 7 8 

Bescheide 
der Prü- 
fungsaus- 
schüsse 
und Prü- 
fungs- 
kammern 
für KD V 


IIL 1 . zu I. a) und c) : Von 26 498 Widersprüchen gegen Bescheide 
der Musterungsausschüsse, die in der Zeit 
von April 1957 bis zum 31. 10. 1965 erhoben 
wurden, hatten 10 542 = 39,8 Vo Erfolg. 

2. zul.b)undc): Von 6 263 Widersprüchen gegen Bescheide 

der Prüfungsausschüsse für Kriegsdienst- 
verweigerer, die von April 1957 bis zum 
31. 12. 1965 erhoben wurden, hatten 2 507 = 
40 Vo Erfolg. 

Eine genaue Aufschlüsselung für die in der Anfrage an- 
gegebenen Zeiträume ist wegen zeitlicher Überschnei- 
dungen nicht möglich. 

3. zul. d) : Ist statistisch nicht erfaßt. 

4. zuLe); In der Zeit vom 1.1.1964 bis 31.12.1965 

haben 121407 Wehrpflichtige = rd. 1/3 
gegen den Einberufungsbescheid Wider- 
spruch eingelegt. Hiervon hatten durch Ab- 
hilfe seitens der Kreiswehrersatzämter oder 
Stattgabe durch die Wehrbezirksverwaltun- 
gen 92 935 = 76,5 ®/o Erfolg. Der hohe Pro- 
zentsatz der erfolgreichen Widersprüche ist 
darauf zurückzuführen, daß die Wehrpflich- 
tigen Gründe, die der Einberufung zu dem 
vorgesehenen Zeitpunkt entgegenstehen, in 
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S.zul.f): 

e.zuIL: 


IV. Absatz 1: 

Absatz 2: 


der Regel erst nach Zustellung des Einbe- 
rufungsbescheides geltend machen, obwohl 
sie über ihre Rechte und Pflichten seit ihrer 
Erfassung mehrfach belehrt worden sind. 

Wie oben unter 1. f) ausgeführt ist, stehen 
Einzelangaben nicht zur Verfügung. 

Die Frage kann aufgeschlüsselt nicht be- 
antwortet werden, weil die in den gefrag- 
ten Zeiträumen erhobenen Klagen in der 
Regel nicht in so kurzer Zeit entschieden 
werden und über den Ausgang der Verfah- 
ren nur eine Fortschreibestatistik geführt 
wird. Die Erfahrung zeigt, daß die Wehr- 
pflichtigen bei den Anfechtungsklagen in 
Musterungs- und Einberufungsverfahren, 
die nur in ihrer Gesamtzahl ausgewiesen 
sind, nur in geringem Umfang (etwa 10 bis 
15 Vo), in KDV-Verfahren dagegen zu etwa 
70 bis 80 Vo Erfolg haben. 

Von 1957 bis 30. 11. 1965 sind insgesamt 
7 178 Verwaltungsstreitverfahren durchge- 
führt oder noch anhängig. 

In wieviel Fällen die Revision von den Ver- 
waltungsgerichten zugelassen worden ist, 
kann nicht gesagt werden. Diese Zahl ließe 
sich nur bei Durchsicht aller Urteile unter 
erheblichem Verwaltungsaufwand feststel- 
len. Die Zahl der Zulassungen der Revision 
läßt keine Rückschlüsse zu. Wesentlich ist 
vielmehr, in wieviel Fällen Entscheidungen 
der Verwaltungsgerichte auf Grund der zu- 
gelassenen Revisionen und über die Be- 
schwerden wegen Nichtzulassung der Revi- 
sion angefochten worden sind. 

Nach dem Stande vom 30. 11. 1965 ist in 
200 Fällen Nichtzulassungsbeschwerde 
und in 

265 Fällen Revision eingelegt worden. 

Von den Beschwerdeverfahren sind 
96 zugunsten der Bundesrepublik 
(davon 30 in KDV-Sachen, 

66 in sonstigen Verfahren), 
26 zugunsten der Wehrpflichtigen 
(davon 21 in KDV-Sachen, 

5 in sonstigen Verfahren) 
entschieden worden. 
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Absatz 3: Die Revision hatte in 

137 Fällen für die Bundesrepublik 
(davon 42 in KDV-Sachen, 

95 in sonstigen Verfahren), 
in 69 Fällen für die Wehrpflichtigen 
(davon 49 in KDV-Sachen, 

20 in sonstigen Verfahren) 

Erfolg. 

Die übrigen Fälle sind noch anhängig. 

Absatz 4: Es gäbe ein falsches Bild, wenn alle unter I. 

und 11. angegebenen Zahlenwerte in ein 
Verhältnis zur Zahl der insgesamt Einbe- 
rufenen gesetzt würden. Die Zahl der 
Widersprüche gegen den Musterungsbe- 
scheid kann nur der Gesamtzahl der Ge- 
musterten gegenübergestellt werden. Ent- 
sprechend ist bei den Widersprüchen gegen 
Bescheide der Prüfungsausschüsse für 
Kriegsdienstverweigerer verfahren worden. 


Jahrgang 


1. 

1945 

1946 

Zahl der Gemusterten 

228 332 

289 809 

Widersprüche gegen 

2 769 

3 968 

den Musterungsbescheid 

(1964) 

(1965) 

Anteil der Widersprüche 



an der Zahl der 



Gemusterten 

1,2 »/o 

1 , 40/0 


2. Gesamtzahl der KD V- Anträge (Jahr- 

gang 1937 - 2. Hälfte - bis Jahrgang 
1946) - Stand: 31. 12. 1965: 28 961 

Gesamtzahl der 

Widersprüche 6 254 = 21,6 Vo 

Anteil der KDV-Anträge 

an der Gesamtzahl der 

Gemusterten = 0,88 ®/o 

3. Bei einer Bedarfsdeckungsquote für die 
Einberufungstermine zum Grundwehr- 
dienst vom 2. 4. 1964 bis 

4. 1. 1966 von 358 557 

haben 118 603 

Wehrpflichtige Widerspruch 
gegen den Einberufungs- 
bescheid erhoben = 33,1 Vo. 


Zu B. und C. 1. 

Für die Entscheidung, daß ein Wehrpflichtiger lediglich für den 
verkürzten Grundwehrdienst zur Verfügung steht, obwohl er 
das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet hat (§ 5 Abs. 3, 2 Alter- 
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native des Wehrpfliditgesetzes (WPflG), bedarf es eines An- 
trags nidit. Diese Frage ist von Amts wegen zu prüfen, wenn 
in den im Gesetz genannten Fällen eine Zurückstellung die 
besondere Härte nickt beheben würde. 

Zahlen über Anträge auf Heranziehung nur zum verkürzten 
Grundwehrdienst und über Zurückstellungsanträge nach § 12 
Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 WPflG liegen nicht vor. Sie konnten nur bei 
Durchsicht aller in Betracht kommenden Karteimittel (etwa 3 
Millionen) festgestellt werden, was die Kreiswehrersatzämter 
arbeitsmäßig so belasten würde, daß wichtige Aufgaben nicht 
ordnungsgemäß erledigt werden könnten. In Zukunft wird eine 
entsprechende Statistik geführt werden. 

Insbesondere im Hinblick auf die Lage in der Landwirtschaft ist 
§ 5 Abs. 3 WPflG durch die erste Novelle zum Wehrpflicht- 
gesetz ergänzt worden. Von dieser Bestimmung wird Gebrauch 
gemacht. Außerdem sind die Wehrersatzbehörden schon 1959 
darauf hingewiesen worden, daß Ersatzkräfte in der Landwirt- 
schaft nur schwer zu gewinnen sind, so daß bei der Frage der 
Unentbehrlichkeit des Wehrpflichtigen im elterlichen Betrieb in 
der Regel nicht auf die Möglichkeit seines Ersatzes durch Hilfs- 
kräfte abgestellt werden kann. Wehrpflichtige aus der Land- 
wirtschaft werden möglichst zu Oktober einberufen, damit sie 
nur während einer Bestellungs- und Ernteperiode abwesend 
sind. Von den wehrpflichtigen Angehörigen landwirtschaftlicher 
Berufe werden nur etwa 15 bis 20 ®/o einberufen. Diese Hand- 
habung des Wehrpflichtgesetzes zugunsten der Landwirtschaft 
hat vielfach zu Klagen aus anderen Berufsgruppen geführt. 


Zu C. 2. - Gewährung von Sonderurlaub (§ 8 Abs. 3 Soldaten- 
urlaubsverordnung): 

Anträge Genehmigungen Ablehnungen 


1. Halbjahr 1964 

2. Halbjahr 1964 

1. Halbjahr 1965 

2. Halbjahr 1965 


1485 1324 (davon 1 

nach Beschwerde) 

4882 4472 (davon 2 

nach Beschwerde) 

2051 1855 

7857 7237 (davon 4 

nach Beschwerde) 


161 

410 (davon 9 
nach Beschwerde) 

196 

620 (davon 5 
nach Beschwerde) 


Vorzeitige Entlassungen (§ 29 Abs. 4 Nr. 1 WPflG) ; 

Anträge Genehmigungen Ablehnungen 


1. Halbjahr 1964 

2. Halbjahr 1964 

1. Halbjahr 1965 

2. Halbjahr 1965 


268 154 (davon 5 

nach Beschwerde) 

210 113 (davon 3 

nach Beschwerde) 

310 161 (davon 4 

nach Beschwerde) 

291 179 (davon 2 

nach Beschwerde) 


114 (davon 5 
nach Beschwerde) 

97 (davon 3 
nach Beschwerde) 

149 (davon 4 
nach Beschwerde) 

112 (davon 1 
nach Beschwerde) 
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Zu C. 3. 

Die Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts werden 
den Kreiswehrersatzämtern und Wehrbezirksverwaltungen zur 
Kenntnis gebracht und von ihnen berücksichtigt. 

Zu D. 

Wie die Zahlenangaben unter C. 2. zeigen, sind in den Jahren 
1964 und 1965 insgesamt nur etwa 8,5 ^/o der gestellten Urlaubs- 
anträge abgelehnt worden. Auch in Zukunft wird Sonderurlaub 
zur Verrichtung landwirtschaftlicher Arbeiten großzügig ge- 
währt werden. Darüber hinaus werden in der Landwirtschaft 
tätige Wehrpflichtige, soweit sich dies ermöglichen läßt, auf 
Wunsch in betriebsnahe Standorte einberufen. 

Zu E. 

Die personelle Besetzung der Kreiswehrersatzämter und Wehr- 
bezirksverwaltungen bedarf bei einigen Sachgebieten der Er- 
gänzung. Zur Zeit werden durch Beauftragte des BRH und 
BMVtdg gemeinsam örtliche Erhebungen über den Stellenbe- 
darf dieser Behörden durchgeführt, die in Kürze abgeschlossen 
werden. 

In der Rechtsmittelbearbeitung sind im allgemeinen nicht solche 
Schwierigkeiten aufgetreten, daß die Rechtsmitteleinlegung 
durch Zeitablauf illusorisch geworden wäre. Soweit in Einzel- 
fällen Engpässe bei der Bearbeitung der Rechtsmittel aufge- 
treten sind, konnten sie in der Regel durch Personalausgleich 
innerhalb der Wehrbereiche abgestellt werden. Der allgemeine 
Mangel an qualifiziertem Personal macht sich auch bei den 
Wehrersatzbehörden bemerkbar. 


von Hassel 
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